 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/5100574/2025

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Mag. Susanne Feichtenschlager in der
Beschwerdesache ***Bf1*** ***Bf1-Adr***, (iber die Beschwerde vom 7. Marz 2025 gegen
den Bescheid des Finanzamtes Osterreich vom 6. Mérz 2025 betreffend Einkommensteuer
(Arbeitnehmerveranlagung) 2024, Steuernummer ***BF1StNr1***, zu Recht erkannt:

l. Die Beschwerde wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.
Der angefochtene Bescheid wird abgeandert.

Die Bemessungsgrundlagen und die Hohe der festgesetzten Abgabe sind dem als
Beilage angeschlossenen Berechnungsblatt zu entnehmen und bilden einen Bestandteil
des Spruches dieses Erkenntnisses.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof
nach Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Mit Bescheid vom 06.03.2025 wurde die Einkommensteuer 2024 antragsgemal veranlagt,
wobei das Pendlerpauschale iHv 248,00 € und der Pendlereuro iHv 14,67 € bericksichtigt
wurde.

Mit Eingabe vom 07.03.2025 gab der Beschwerdefiihrer bekannt, er habe vergessen, den
Alleinverdienerabsetzbetrag einzutragen.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 25.03.2025 wurde die Beschwerde vom 07.03.2025 als
unbegriindet abgewiesen und begriindend ausgefiihrt, dass der Alleinverdienerabsetzbetrag
nicht zustehe, da der Beschwerdefiihrer nicht mindestens 7 Monate im Kalenderjahr
Familienbeihilfe fir ein Kind bezogen habe.
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Mit Eingabe vom 26.03.2025 gab der Beschwerdeflihrer bekannt, dass er 374,00 €
Pendlerpauschale bekommen miisste und er habe nur 240,00 € bekommen.

Mit Schreiben vom 31.03.2025 forderte das Finanzamt den Beschwerdefiihrer zur Vorlage
eines Ausdruckes aus dem Pendlerrechner fir jeden Arbeitgeber auf.

Daraufhin legte der Beschwerdefiihrer eine Erklarung zur Beriicksichtigung des
Pendlerpauschales und des Pendlereuros vor, aus der hervorgeht, dass die Anschrift seiner
Wohnung ***Bf1-Adr*** und jene der Arbeitsstatte ***AG1Adr*** lautet. Den Arbeitsbeginn
gab der Beschwerdefiihrer mit 18:00 Uhr, das Arbeitsende mit 02:30 Uhr und die schnellste
Strecke zwischen Wohnung und Arbeitgeber mit 11 km an. Die Benltzung eines
Massenbeforderungsmittels sei aufgrund der Fahrzeit mit dem Massenbeforderungsmittel
oder aufgrund der Tatsache, dass kein Massenbeférderungsmittel verkehrt, nicht moglich.

Mit Schreiben vom 09.04.2025 hielt das Finanzamt dem Beschwerdefiihrer vor, dass er das
ganze Jahr 2024 bei ***AG** in Traun gearbeitet habe. Die Offnungszeiten seien von 07:00 bis
00:00 Uhr. Die Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstatte betrage 11 km. Der Anspruch
auf das grolRe Pendlerpauschale iHv 372,00 € und auf den Pendlereuro iHv 22,00 € bestehe
nur, wenn die Benlitzung der 6ffentlichen Verkehrsmittel tiberwiegend im Monat unzumutbar
gewesen sei. Es sei nicht glaubwiirdig, dass der Beschwerdefiihrer das gesamte Jahr (iber von
18:00 Uhr bis 00:00 Uhr gearbeitet habe (02:30 Uhr sei bereits geschlossen). Es werde daher
ersucht, die Arbeitszeiten fur das gesamte Jahr 2024 vorzulegen.

Dieses Schreiben blieb unbeantwortet.

Mit Bericht vom 06.06.2025 legte das Finanzamt die Beschwerdesache dem
Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vor.

Im Wesentlichen wurde darauf hingewiesen, dass weder der Beschwerdefiihrer noch seine
Partnerin fur ein Kind mindestens sieben Monate im Jahr 2024 Familienbeihilfe und den
Kinderabsetzbetrag bezogen hatten, weshalb kein Anspruch auf den
Alleinverdienerabsetzbetrag bestehen wiirde.

Nachdem die Behorde Zweifel liber die Angaben im Pendlerrechner hegen wiirde, habe sie den
Beschwerdefiihrer um Vorlage der Arbeitsaufzeichnungen ersucht. Mangels Nachweises miisse
davon ausgegangen werden, dass im Kalendermonat liberwiegend die Benlitzung von
Massenverkehrsmitteln zumutbar sei und daher kein Anspruch auf Pendlerpauschale und
Pendlereuro bestehe.

Es werde daher beantragt, die Beschwerde abzuweisen und den Einkommensteuerbescheid
insofern abzuandern, als Pendlerpauschale und Pendlereuro steuerlich nicht mehr anerkannt
wirden.

Folgendes Schreiben vom 13.06.2025 richtete das Bundesfinanzgericht an den
Beschwerdefihrer:

JAlleinverdienerabsetzbetrag: Alleinverdienende sind Steuerpflichtige mit mindestens einem
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Kind (§ 106 Abs. 1), die mehr als sechs Monate im Kalenderjahr verheiratet oder eingetragene
Partner sind und von ihren unbeschrdnkt steuerpflichtigen Ehegatten oder eingetragenen
Partnern nicht dauernd getrennt leben oder die mehr als sechs Monate mit einer unbeschrdnkt
steuerpflichtigen Person in einer Lebensgemeinschaft leben. Zusdtzliche Voraussetzung ist, dass
der (Ehe)Partner Einkiinfte von héchstens 6.312 € (2023) jdhrlich erzielt (§ 33 Abs. 4 Z 1 EStG
1988,).

Aus der Aktenlage ergibt sich, dass weder Sie noch Ihre Frau ein Kind haben, sodass lhnen der
Alleinverdienerabsetzbetrag nicht zusteht.

Pendlerpauschale: Fiir die Beriicksichtigung von Aufwendungen flir Fahrten zwischen Wohnung
und Arbeitsstdtte gilt bezogen auf Ihren Fall Folgendes (§ 16 Abs. 1 Z 5 EstG 1988): Diese
Ausgaben sind grundsétzlich durch den Verkehrsabsetzbetrag (§ 33 Abs. 5 Z 1) abgegolten.
Unter bestimmten Voraussetzungen stehen zusdtzlich ein Pendlerpauschale sowie ein
Pendlereuro zu.

Ist dem Arbeitnehmer die Benlitzung eines Massenbeférderungsmittels zwischen Wohnung und
Arbeitsstdtte zumindest hinsichtlich der halben Entfernung nicht zumutbar, betréigt das
Pendlerpauschale bei einer Entfernung von 2 bis 20 km 372 € jéhrlich.

Ein Pendlereuro in Héhe von jéhrlich zwei Euro pro Kilometer der einfachen Fahrtstrecke
zwischen Wohnung und Arbeitsstdtte steht zu, wenn der Arbeitnehmer Anspruch auf ein
Pendlerpauschale hat.

Sie haben das Schreiben des Finanzamtes vom 9.4.2025 nicht beantwortet und daher nicht
nachgewiesen, dass lhnen das Pendlerpauschale zusteht. Ihre tatsdchlichen Arbeitszeiten
wurden von lhnen nicht dargelegt. Es ist ndmlich nicht glaubwiirdig, dass Sie immer in der Zeit
zwischen 18:00 und 2:30 Uhr gearbeitet haben, wie Sie es bei Ihrer Berechnung angegeben
haben. Wenn Sie beispielsweise von 7:00 bis 16:00 Uhr, 09:00 bis 18:00 Uhr oder 12:00 bis
22:00 Uhr gearbeitet haben, ist die Beniitzung eines Massenbeférderungsmittels zumutbar,
dann besteht kein Anspruch auf das Pendlerpauschale und damit auch nicht auf den
Pendlereuro.

Es ist daher beabsichtigt, die gegenstéindliche Beschwerde als unbegriindet abzuweisen und
den Einkommensteuerbescheid abzudndern, das im Bescheid vom 6.3.2025 beriicksichtigte
Pendlerpauschale iHv 248,00 € zu streichen und kein Pendlerpauschale zu beriicksichtigen.

Sie haben jedoch die Méglichkeit, ihre tatséichlichen Arbeitszeiten im Jahr 2024 bis 1.7.2025
offenzulegen. Dann kénnen die Voraussetzungen fiir die Berlicksichtigung des
Pendlerpauschales tiberpriift werden.”

Dieses Schreiben wurde zweimal an der Adresse des Beschwerdefiihrers durch Hinterlegung
zugestellt, nicht behoben und an das Bundesfinanzgericht retourniert. Am 14.08.2025 wurde
das Schreiben dem Beschwerdefiihrer an die aktenkundige EMailadresse tibermittelt und die
Frist zur Beantwortung mit 01.09.2025 begrenzt.

Bis 08.09.2025 erfolgte keine Beantwortung des Schreibens.
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Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Der Wohnsitz des Beschwerdefiihrers befindet sich in der ***Bf1-Adr***. Er lebt dort mit
seiner Ehefrau ***E*** Weder der Beschwerdefliihrer noch seine Ehefrau hatten im
beschwerdegegenstandlichen Zeitraum ein Kind.

Im beschwerdegegenstandlichen Zeitraum bezog der Beschwerdefiihrer Einkiinfte aus
nichtselbstandiger Arbeit von der ***AG2***GmbH bzw. der ***AG1*** GmbH (beide

S F¥*AG**“). Die Arbeitsstatte befindet sich in ***AG1Adr***, und ist von der Wohnung 11
Autokilometer entfernt.

Die Beniitzung eines Massenbeforderungsmittels ist dem Beschwerdefiihrer zumutbar.

2. Beweiswiirdigung

Der Wohnsitz, die Adresse der Arbeitsstatte und der Umstand, dass weder der
Beschwerdefiihrer noch seine Frau ein Kind haben, geht unbestritten aus den vorliegenden
Akten hervor.

Nach § 115 Abs. 1 BAO sind die tatsachlichen und rechtlichen Verhéltnisse, soweit sie
abgabenrechtlich relevant sind, zu ermitteln. Die Feststellungslast der Behodrde befreit nicht die
Partei von ihrer Offenlegungs- und Mitwirkungspflicht.

Gegenstandlich wurde der Beschwerdefiihrer sowohl vom Finanzamt als auch vom
Bundesfinanzgericht zur Vorlage seiner vollstandigen und tatsachlichen Arbeitszeiten
aufgefordert. Bis dato ist er diesen Ersuchen nicht nachgekommen.

Feststeht, dass die ***AG** Filiale, in der der Beschwerdefiihrer 2024 tatig war, taglich von
07:00 Uhr bis 00:00 Uhr geo6ffnet hatte.

Wenn der Beschwerdefiihrer den Arbeitsbeginn mit 18:00 Uhr und das Arbeitsende mit 02:30
Uhr bekanntgibt, sind das Angaben, an deren Richtigkeit begriindete Zweifel bestehen.
Einerseits schlieBt die ***AG** Filiale, in der der Beschwerdefihrer 2024 tatig war, um 00:00
Uhr. Warum der Dienst fiir den Beschwerdefiihrer erst zweieinhalb Stunden nach SchlieBung
des Lokals endet, erfordert eine Erklarung.

Andererseits ist nicht davon auszugehen, dass der Beschwerdefihrer ausschlielich den Dienst
ab 18:00 Uhr zu verrichten hat, wenn das Lokal taglich bereits um 07:00 Uhr 6ffnet. Finanzamt
und Bundesfinanzgericht haben den Beschwerdefiihrer aufgefordert, seine tatsachlichen
Arbeitszeiten fiir das Jahr 2024 offenzulegen, was jedoch bis dato nicht geschehen ist.

Es obliegt dem Steuerpflichtigen, in dem ausschlieRlich auf das Erwirken einer
abgabenrechtlichen Beglinstigung gerichteten Verfahren selbst einwandfrei das Vorliegen
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jener Umstdnde darzulegen, auf die die abgabenrechtliche Beglinstigung gestiitzt werden kann
(VWGH 25.06.2007, 2006/14/0050).

Der eine Beglinstigung in Anspruch nehmende Abgabepflichtige hat selbst einwandfrei und
unter Ausschluss jeden Zweifels das Vorliegen all jener Umstande darzulegen, auf die die
abgabenrechtliche Beglinstigung gestitzt werden kann.

Aus den Ermittlungen des Finanzamtes ergibt sich, dass bei Arbeitszeiten von 07:00 Uhr bis
16:00 Uhr, 09:00 Uhr bis 18:00 Uhr oder 12:00 bis 22:00 Uhr die Benitzung von
Massenbeforderungsmitteln zumutbar ist, nicht jedoch bei Arbeitszeiten zwischen 15:00 Uhr
und 22:30 Uhr oder 15:00 Uhr 00:00 Uhr

Ohne erginzende Angaben und ohne Ubermittlung von Nachweisen war es dem
Bundesfinanzgericht unmoglich festzustellen, dass dem Beschwerdefiihrer im Kalendermonat
die Benlitzung von Massenverkehrsmitteln tiberwiegend nicht moglich gewesen ware.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I.
3.1.1. Alleinverdienerabsetzbetrag
Gemal § 33 Abs. 4 Z. 1 EStG 1988 steht Alleinverdienenden ein Alleinverdienerabsetzbetrag zu.

Alleinverdienende sind Steuerpflichtige mit mindestens einem Kind (§ 106 Abs. 1), die mehr als
sechs Monate im Kalenderjahr verheiratet oder eingetragene Partner sind und von ihren
unbeschrankt steuerpflichtigen Ehegatten oder eingetragenen Partnern nicht dauernd
getrennt leben oder die mehr als sechs Monate mit einer unbeschrankt steuerpflichtigen
Person in einer Lebensgemeinschaft leben.

Weder der Beschwerdefiihrer noch seine Ehefrau haben ein Kind iSd 106 Abs. 1 EStG 1988,
sodass dem Beschwerdefihrer der Alleinverdienerabsetzbetrag nicht zusteht.

3.1.2. Pendlerpauschale

Zu den Werbungskosten iSd § 16 Abs. 1 EStG 1988 zdhlen gem. § 16 Abs. 1 Z 6 EStG 1988 auch
Ausgaben des Steuerpflichtigen fir Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstdtte. Gem. § 16
Abs. 1 Z 6 lit a EStG 1988 sind diese Ausgaben durch den Verkehrsabsetzbetrag (§ 33 Abs.5Z 1
EStG 1988) abgegolten. Nach MaRgabe von § 16 Abs. 1 Z 6 lit b-j EStG 1988 steht zusatzlich ein
Pendlerpauschale sowie nach MalRgabe des § 33 Abs. 5 Z 4 EStG 1988 ein Pendlereuro in Hohe
von jahrlich zwei Euro pro Kilometer der einfachen Fahrtstrecke zwischen Wohnung und
Arbeitsstatte zu, sofern der Arbeitnehmer Anspruch auf ein Pendlerpauschale hat. Mit dem
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Verkehrsabsetzbetrag, dem Pendlerpauschale und dem Pendlereuro sind alle Ausgaben fiir
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstatte abgegolten.

Zur Frage der Zumutbarkeit bzw. Unzumutbarkeit der Beniitzung eines Massenbeforderungs-
mittels regelt die PendlerVO:

§ 2 (1) Die Zumutbarkeit bzw. Unzumutbarkeit der Beniitzung eines
Massenbeforderungsmittels ist nach Z 1 und Z 2 zu beurteilen. Dabei sind die Verhaltnisse
gemald § 1 zu Grunde zu legen. Die Umstande, die die Zumutbarkeit bzw. Unzumutbarkeit
begriinden, miissen jeweils Gberwiegend im Kalendermonat vorliegen.

1. Unzumutbarkeit der Beniitzung eines Massenbeforderungsmittels liegt vor, wenn,

a) zumindest fir die Halfte der Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstatte oder zwischen
Arbeitsstatte und Wohnung nach MaRgabe des § 1 kein Massenbeférderungsmittel zur
Verfligung steht oder

b) der Steuerpflichtige tber einen gliltigen Ausweis gemaf § 29b der StralRenverkehrsordnung
1960, BGBI. Nr. 159, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 39/2013 verfiigt oder

c) die Unzumutbarkeit der Beniitzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Gesundheitsschadigung oder wegen Blindheit fir den Steuerpflichtigen im Behindertenpass (§
42 Abs. 1 Bundesbehindertengesetz BGBI. Nr. 283/1990, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. | Nr. 150/2002) eingetragen ist.

2. Kommt Z 1 nicht zur Anwendung, gilt unter Zugrundelegung der Zeitdauer (Abs. 2)
Folgendes:

a) Bis 60 Minuten Zeitdauer ist die Benlitzung eines Massenbeférderungsmittels stets
zumutbar.

b) Bei mehr als 120 Minuten Zeitdauer ist die Benlitzung eines Massenbeforderungsmittels
stets unzumutbar.

c) Ubersteigt die Zeitdauer 60 Minuten nicht aber 120 Minuten, ist auf die
entfernungsabhangige Hochstdauer abzustellen. Diese betrdagt 60 Minuten zuziglich einer
Minute pro Kilometer der Entfernung, jedoch maximal 120 Minuten. Angefangene Kilometer
sind dabei auf volle Kilometer aufzurunden. Ubersteigt die kiirzeste mégliche Zeitdauer die
entfernungsabhangige Hochstdauer, ist die Benlitzung eines Massenbeférderungsmittels
unzumutbar.

(2) Die Zeitdauer umfasst die gesamte Zeit, die vom Verlassen der Wohnung bis zum
Arbeitsbeginn bzw. vom Arbeitsende bis zum Eintreffen bei der Wohnung verstreicht; sie
umfasst auch Wartezeiten. Fir die Ermittlung der Zeitdauer gilt:

1. Stehen verschiedene Massenbeforderungsmittel zur Verfligung, ist das schnellste
Massenbeférderungsmittel zu bericksichtigen.

2. Zudem ist die optimale Kombination von Massenbeforderungs- und Individualverkehrsmittel
zu bericksichtigen; dabei ist flir mehr als die Hélfte der Entfernung ein zur Verfliigung
stehendes Massenbeforderungsmittel zu beriicksichtigen. Ist eine Kombination von
Massenbeférderungs- und Individualverkehrsmittel mit einem Anteil des
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Individualverkehrsmittels von hochstens 15 Prozent der Entfernung verfiligbar, ist diese
Kombination vorrangig zu beriicksichtigen.

3. Steht sowohl ein Massenbeférderungsmittel als auch eine Kombination von
Massenbeforderungs- und Individualverkehrsmittel zur Verfligung, liegt eine optimale
Kombination im Sinne der Z 2 nur dann vor, wenn die nach Z 2 ermittelte Zeitdauer gegeniiber
dem schnellsten Massenbeférderungsmittel zu einer Zeitersparnis von mindestens 15 Minuten
fuhrt.

(3) Sind die zeitlichen und ortlichen Umstande der Erbringung der Arbeitsleistung wahrend des
gesamten Kalendermonates im Wesentlichen gleich, und ergeben sich nach § 1 Abs. 2 und 3
unterschiedliche Zeitdauern, ist die langere Zeitdauer mafRgebend.

(4) Sind die zeitlichen oder ortlichen Umstande der Erbringung der Arbeitsleistung wahrend
des gesamten Kalendermonats nicht im Wesentlichen gleich, ist jene Zeit malRgebend, die
erforderlich ist, um die Entfernung von der Wohnung zur Arbeitsstatte bzw. von der
Arbeitsstatte zur Wohnung im Lohnzahlungszeitraum lGberwiegend zurtickzulegen. Liegt kein
Uberwiegen vor, ist die ldngere Zeitdauer gemaR § 2 Abs. 2 maRgebend.

§ 3 (1) Fur die Ermittlung der Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstatte bzw. zwischen
Arbeitsstatte und Wohnung (§ 1) und fiir die Beurteilung, ob die Benlitzung eines
Massenbeforderungsmittels zumutbar oder unzumutbar ist (§ 2), ist flir Verhaltnisse innerhalb
Osterreichs der vom Bundesministerium fiir Finanzen im Internet zur Verfiigung gestellte
Pendlerrechner zu verwenden.

(2) Dem Pendlerrechner sind die Verhaltnisse zu Grunde zu legen, die flir den abgefragten Tag
bestehen.

(3) Entsprechen die zeitlichen und 6rtlichen Umstande der Erbringung der Arbeitsleistung
wahrend des gesamten Kalendermonats im Wesentlichen jenen, die fiir den abgefragten Tag
im Pendlerrechner bestehen, kann angenommen werden, dass das unter Verwendung des
Pendlerrechners fir den abgefragten Tag ermittelte Ergebnis mit dem ibereinstimmt, das sich
fir alle maRgebenden Tage des Kalendermonats ergibt.

(4) Liegen fur verschiedene abgefragte Tage unter Verwendung des Pendlerrechners
unterschiedliche Ergebnisse vor, ist jenes maRgebend, das fiir einen abgefragten Tag (Abs. 3)
ermittelt wurde, der jenem Kalenderjahr zuzurechnen ist, flir das die Entfernung zwischen
Wohnung und Arbeitsstatte und die Beurteilung, ob die Benlitzung eines
Massenbeférderungsmittels zumutbar ist, zu beurteilen ist. In allen anderen Fallen ist die
zeitnahere Abfrage nach Abs. 3 maRgebend.

(5) Das Ergebnis des Pendlerrechners ist nicht heranzuziehen, wenn nachgewiesen wird, dass
1. bei der Berechnung der Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstatte bzw. der
Entfernung zwischen Arbeitsstatte und Wohnung (§ 1) oder

2. bei der Beurteilung, ob die Benilitzung eines Massenbeférderungsmittels unzumutbar ist (§
2)

unrichtige Verhaltnisse bericksichtigt werden. Dieser Nachweis kann vom Steuerpflichtigen
nur im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung erbracht werden. Die Nachweismdglichkeit
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erstreckt sich jedoch nicht auf jene Verhaltnisse, die dem Pendlerrechner auf Grund einer
abstrakten Betrachtung des Individualverkehrs hinterlegt sind und auf einer typisierenden
Betrachtung beruhen (beispielsweise die hinterlegte Durchschnittsgeschwindigkeit).

(6) Der Arbeitnehmer hat das Ergebnis des Pendlerrechners auszudrucken. Der Ausdruck des
ermittelten Ergebnisses des Pendlerrechners gilt als amtlicher Vordruck im Sinne des § 16 Abs.
1Z 6 lit. g EStG 1988. Erfolgt keine Beriicksichtigung des Pendlerpauschales und des
Pendlereuro durch den Arbeitgeber bei Anwendung des Lohnsteuertarifs, hat der
Arbeitnehmer einen Ausdruck des ermittelten Ergebnisses des Pendlerrechners fiir Zwecke der
Bericksichtigung bei der Einkommensteuerveranlagung aufzubewahren.

Das Ergebnis des vom Beschwerdeflihrer vorgelegten Pendlerrechners ist gemall § 3 Abs. 572
PendlerVO gegenstandlich nicht anzuwenden, da bei der Beurteilung, ob die Benlitzung eines
Massenbeforderungsmittels unzumutbar ist, unrichtige bzw. unvollstandige Verhaltnisse
bericksichtigt wurden. Wie im Rahmen der Beweiswiirdigung dargelegt wurde, konnte
gegenstandlich nicht festgestellt werden, dass die Benlitzung von Massenverkehrsmitteln
Uberwiegend nicht méglich gewesen ware.

Pendlerpauschale und Pendlereuro stehen dem Beschwerdefihrer nicht zu, sodass insofern
der angefochtene Einkommensteuerbescheid zu andern war.

3.2.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Die ordentliche Revision ist nicht zulassig, da in diesem Erkenntnis ausschlieRlich Fragen der
Beweiswiirdigung zu |6sen waren. Die rechtliche Wiirdigung des festgestellten Sachverhaltes
ergibt sich unmittelbar aus dem Gesetz.

Linz, am 8. September 2025

8von 8



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I.
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




